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das Erbrechen und die krampfartigen HustenanfÄlle. (Therap.
Monatsh. 1913, 10.) Kr.

NM. J. Breitmann-St. Petersburg wendet seit vielen Jahren
bei Verbrennungen ersten und zweiten Grades Al-
kohol in Form von VerbÄnden oder von BÄdern an. Seine Er-
iahrungen mit dieser Therapie sind so gute, dass er zu einer recht
hÄufigen Anwendung dieses einfachen Mittels rÄt. Die Heilwirkung
des Alkohols soll nach B. hauptsÄchlich mit seiner austrocknenden
und verdichtenden Einwirkung auf das Gewebe zusammenhÄngen.
Bei den Verbrennungen dritten Grades ist die Anwendung des
Alkohols auf die Wunden zu schmerzhaft und soll darum lieber unter-
bleiben. (Ther. Mh. 1913 Nr. 12.)

FÅr de subkutane Infusion von Alkalien bei schwerem
Diabetes und im Koma rÄt Magnus Levy-Berlin nur LÇsungen von
wirklichem Mononatriumkarbonat zu verwenden.

Die gewÇhnlich verwendeten sterilen LÇsungen von Mono-
natriumkarbonat enthalten nur das einfache kohlensaure Natrium, da
das Mononatriumkarbonat beim Erhitzen, wie das zum Sterilisieren
nÇtig ist, die HÄlfte seiner KohlensÄure verliert. Die subkutane In-
jektion von einfach kohlensaurem Natrium ist aber mit der Gefahr
verbunden, hÄufig Hautnekrosen hervorzurufen, bei dem Bikarbonat
dagegen wurden nie Nekrosen beobachtet. Es muss daher das Be-
streben sein, ausschliesslich BikarbonatlÇsungen bei den Infusionen
zu verwenden. Um diese sicher herzustellen, leitet M. L. durch die
sterilisiertte LÇsung aus einer KohlensÄurebombe so lange Kohlen-
sÄure hindurch, bis Phenolphthalein in der LÇsung vollkommen farblos
bleibt. (Ther. Mh. 1913 Nr. 12.) Kr.

Laktolavoltabletten enthalten, wie wir in ErgÄnzung des
der heutigen Nummer beiliegenden Prospektes mitteilen, 2,0 reiner
MilchsÄure pro dosi.

Tagesgeschichtliche Notizen.

MÅnchen, den 2. MÄrz 1913.
É Der ÑReichsverband deutscher AerzteÖ hat in

einer in Berlin abgehaltenen Versammlung seine AuflÇsung unter
folgender BegrÅndung beschlossen: ÑIn Verfolg der jÅngsten EinÜgungs-
verhandlungen im Reichsamt des Innern, an denen auch der Reichs-
verband deutscher Aerzte auf Veranlassung des StaatssekretÄrs be-
teiligt war, wurde unter dem 23. Dezember 1913 ein Abkommen
zwischen den Aerzten und den KassenverbÄnden beschlossen, durch
welches die Programmforderungen des Reichsverbandes erfÅllt und
auf 10 Jahre festgelegt sind. Demzufolge erreichte. der Reichsver-
band nunmehr seine Ziele und kann befriedigt die Waffen nieder-
legen.Ö Es ist jedenfalls ein Erfole des Berliner Abkommens, Åber
den man sich rÅckhaltloser freuen kann, als Åber manchen anderen,
dass es. zur AuflÇsung der Gegenorganisation refÅhrt hat. Denn wenn
der Reichsverband auch niemals grÇssere Bedeutung erlangt hat, so
bildete er doch eine StÇrung der Organisation, deren StÄrke in der
unbedingten Einheitlichkeit liegt. Die Befriedigung des Reichsver-
bandes Åber das Berliner Abkommen dÅrfte aufrichtig sein. Denn
insoferne hat er in der Tat sein Ziel erreicht, als die Knappschafts-
und BahnÄrzte, É um die ersteren handelte es sich hauptsÄchlich
beim Reichsverband É dem Kampf um die freie Arztwahl fÅr die
nÄchsten 10 Jahre entrÅckt sind.

É Die Allgemeine Ortskrankenkasse im Kreise
Ottweiler wirtschaftet, da Ñwegen zu hoher Forderungen der
AerzteÖ ein Vertrag nicht zustande kam, auf (irund des $ 370 RVO.

Bekanntmachung in einer Tageszeitung hervor, in der sie fÅr Ärzt-
liche Behandlung und Arznei zusammen, bei Vorlage der Rechnungen,
bis zu 86á/s Pf. pro Tag zu vergÅten verspricht. Da sie wohl ein-
sieht, dass dafÅr Arzt und Arznei nicht zu haben sind, legt sie ihren
Mitgliedern nahe, Ñsich Hausmittel aus der Drogerie zu kaufen sowie
von Naturheilkundigen sich behandeln zu lassenÖ. Wo bleibt
da das Berliner Abkommen?

., Auch an anderen Orten arbeitet das Berliner Abkommen
nicht zur Zufriedenheit. Der LWV. schreibt, dass in nicht wenigen
ezirken die Schwierigkeiten fÅr die friedliche Regelung der kassen-

Ärztlichen VerhÄltnisse nicht geringer, sondern eher grÇsser geworden
seien und dass der Versuch gemacht werde, besonders auf dem
Lande, die Honorare in unglaublicher Weise zu drÅcken; er bedauert,
dass viele VersicherungsbehÇrden das-Unbillige solcher Forderungen
nicht einsehen und nicht zugunsten der Aerzte eingreifen, ja dass
manche Vertreter von VersicherungsÄmtern sich direkt zum Ver-
teidiger so unbilliger Anforderungen an die Aerzte machen. Was
allerdings vorauszusehen war. Es wÄre etwas frÅh, wenn jetzt schon
Ñdas unumwundene Bekenntnis zum Vertrauen in die StaatsgewaltÖ
eine Erschiitterung erfahren hÄtte.

É Eine Versammlung der Aerzte Gross-Berlins hat beschlossen,
die kassenÄrztlichen Organisationen Gross-Berlins aufzufordern,
10 Pf. fÅr'den Kopf der Versicherten jÄhrlich zur Abfindung der
Ärztlichen Nothelfer an den Leipziger Verband abzufÅhren.

É Am 21. Dezember 1913 war in einer bayerischen Delegierten-
versammlung zu MÅnchen ein vorbereitender Ausschuss fÅr die Er-

richtung einer bayerischenÄrztlichenLandeszentrale
eingesetzt worden. Dieser Ausschuss, 13 Vertreter der bayerischen
Aerztekammern und wirtschaftlichen Organisationen, trat am
24. Februar in NÅrnberg zusammen. Als Vorstandschaft der Landes-
zentrale wurde der Vorsitzende des geschÄftsfÅhrenden Ausschusses
der bayerischen Aerztekammern (oder dessen Stellvertreter), die
BeirÄte des LV. von Nord- und SÅdbayern und der Pfalz (oder deren
Stellvertreter) und ein im jÄhrlichen Turnus wechselnder Vorsitzender
einer der bayerischen Aerztekammern bestimmt. Als BÅro wurde
vorerst die (GeschÄftsstelle des Aerztlichen Bezirksvereins NÅrnberg,
als Organ fÅr besonders wichtige Mitteilungen die MÅnchener medi-
zinische Wochenschrift aufgestellt. B

É Die Gesellschaft fÅr Geburtshilfe und GynÄ-
kologie zu Berlin hat auf Antrag des SanitÄtsrates Schaeffer
eine Kommission gewÄhlt, die zu dem im Reichstag eingebrachten
Gesetzentwurf ÑÅber den Verkehr mit Mitteln zur Ver-
hinderungder EmpfÄngnisÖ Stellung nehmen und formulierte
VorschlÄge ausarbeiten soll. (Der Gesetzentwurf verlangt folgendes:
$ 1. Der Bundesrat kann den Verkehr mit GegenstÄnden, die zur
Beseitigung der Schwangerschaft bestimmt sind, einschrÄnken oder
untersagen. Das Gleiche gilt bezÅglich der zur VerhÅtung der Emp-
fÄngnis bestimmten GegenstÄnde insoweit, als nicht die RÅcksicht-
nahme auf die BedÅrfnisse des gesundheitlichen Schutzes entgegen-
steht. Die vom Bundesrat getroffenen Anordnungen sind dem Reichs-
tag, wenn er versammelt ist, sofort, andernfalls bei seinem nÄchsten
Zusammentritt zur Kenntnis zu bringen. Soweit der Bundesrat den
Verkehr mit einzelnen GegenstÄnden untersagt hat, ist deren Einfuhr
verboten. É $ 2. Mit Geldstrafe bis zu einhundertfÅnfzig Mark oder
mit Haft wird bestraft, wer einer VerkehrsbeschrÄnkung oder einem
Verkehrsverbot oder dem Einfuhrverbot ($ 1) zuwiderhandelt. Ist
der Verkehr oder die Einfuhr verboten, so kann neben der Strafe auf
Einziehung der GegenstÄnde erkannt werden, sofern sie dem TÄter
oder einem Teilnehmer gehÇren. Ist die Verfolgung oder die Ver-
urteilung einer bestimmten Person nicht ausfÅhrbar, so kann auch die
Einziehung selbstÄndig erkennt werden. É $ 3. Mit GefÄngnis bis zu
sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu eintausendfÅnfhundert Mark
oder mit einer dieser Strafen wird, wenn nicht nach anderen gesetz-
lichen Bestimmungen eine schwerere Strafe verwirkt ist, bestraft,
wer GegenstÄnde, die zur VerhÅtung der EmpfÄngnis oder zur Be-
seitigung der Schwangerschaft bestimmt sind, Çffentlich ankÅndigt
oder anpreist. Diese Bestimmung findet keine Anwendung, soweit die
AnkÅndigung oder Anpreisung in wissenschaftlichen Fachkreisen auf
dem Gebiete der Medizin oder Pharmazie erfolgt.)

É Ein gemeinsamer Erlass der preussischen Minister fÅr Handel
und Gewerbe und des Innern an die RegierungsprÄsidenten regt die
Bestellung von SchulÄrzten fÅr gewerbliche und kauf-
mÄnnische Fortbildungsschulenan. Der Erlass bezeich-
net als dringend wÅnschenswert, dass die schulÄrztliche TÄtigkeit, die
das Kind bis zum 14. Lebensjahre begleitet hat, nicht gerade in den
folgenden, fÅr die Entwicklung besonders bedeutsamen Jahren aus-
setze. Auch zur Beratung der jungen Leute und ihrer Eltern bei der
Berufswahl und zur Belehrung der SchÅler Åber Fragen der all-
gemeinen Gesundheitspflege und Åber besondere Berufsgefahren wird
die Mitwirkung eines erfahrenen Schularztes von grossem WeÜt sein,
ebenso zur Beurteilung von Befreiungsgesuchen vom Turn- und Spiel-
unterricht.

É Nach der preussischen UniversitÄtsstatistik hat sich die Stu-
diendauerderReichsangehÇrigenaufden preussi-
schenUniversitÄtenin den Jahren 1886 bis 1911/12 verringert.
Speziell von den Medizinern brauchten in den Jahren 1908/09 bis
1911/12 10 Semester 55,86 Proz., Il Semester 14,83, 12 Semester 6,9,
13 Semester 0,0, 14 Semester 0,69, 15 Semester 2,76, mehr als
15 Semester 18,96; in den Jahren 1901É1906 10 Semester 29,17,
11 Semester 20,83, 12 Semester 6,94, 13 Semester 6,25, 14 Semester
5,56, 15 Semester 0,0 Proz., mehr als 15 Semester brauchten
31,25 Proz.

É Der Urheber des in unserer vor. Nr. (S. 454) gekennzeichneten
AngriffsaufdasSalvarsan verlangt von uns auf Grund des
Pressgesetzes den Abdruck einer lÄngeren Berichtigung. Da diese
nicht, wie das Pressgesetz verlangt, sich auf eine Berichtigung von
Tatsachen beschrÄnkt, kÇnnen wir unsere Leser mit dem Abdruck
der sachlich irrelevanten AusfÅhrungen verschonen. Nur das wollen
wir, loyaler Weise, erwÄhnen, dass der betr. Arzt die halbamtliche
Meldung des Wolffschen TelegraphenbÅros, er sei gar nicht Polizei-
arzt, fÅr irrig erklÄrt; er sei berechtigt, diesen Titel zu fÅhren. Wenn
das zutrifft, die beiden Behauptungen stehen sich gegenÅber, so be-
weist das eben nur, dass ein Berliner ÑPolizeiarztÖ nicht ein be-
amteter Arzt ist, wie der Titel vermuten lÄsst, sondern ein prakt.
Arzt, der nebenamtlich mit der Untersuchung von Prostituierten be-
traut ist. Jedenfalls, daran wird durch die Berichtigung nichts ge-
Ändert, hat man in Berlin das BedÅrfnis gefÅhlt, jede Verantwortung
fÅr die Aktion des Herrn Polizeiarztes, die aus seinem etwaigen amt-
De Charakter gefolgert werden kÇnnte, von vorneherein abzu-
ehnen.
É In franzÇsischen BlÄttern wird Bouchard als der von

franzÇsischer Seite vorgeschlagene Kandidat fÅr den medizinischen
Nobelpreis 1914 bezeichnet.

É Als Nachfolger des verstorbenen Oberstabsarztes Prof.
Dr. Nietner ist der Oberstabsarzt Dr. Friedrich Helm, Regiments-
arzt des Feldartillerieregiments Nr. 17 in Bromberg zum General-


